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Anmerkungen

1 »In the United States, fewer than two dozen of these extraordinary creatures own and 
operate 90 % of the mass media« (Bagdikian 1992). Sie kontrollierten damit Amerikas 
 Zeitungen, Magazine, Fernseh- und Radiostationen, Bücher, Tonträger, Filme, Videos, 
Kommunikationsnetze und Fotoagenturen.

2 Es muss an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass die Konzentration stark von der 
Berechnungsmethode abhängt, mehr noch von der Definition dessen, was als relevanter 
Markt angesehen wird. Diese Tatsache hat zwischen der Consumer Union und der FCC 
in den letzten Jahren immer wieder für Kontroversen gesorgt, da die FCC eine sehr breite 
Marktdefinition anlegt, damit verringert sich die Konzentrationsrate. Eli Noam bezeichnet 
die hohen Konzentrationszahlen als »munition«, dies nicht ganz ungerechtfertigt, denn ge-
nau begründet werden die Daten nur in den seltensten Fällen (Consumers Union 2001 und 
2003 als wohltuende Ausnahme). Er selbst bedient sich aber solcher Daten, die die andere 
ideologische Seite »munitionieren«. (Noam 2009).

3 Für detailliertere Informationen hierzu siehe : FAIR media watch group (www.fair.org).
4 Zum Beispiel im Sammelband von McChesney/Newman/Scott (2005) anhand unterschied-

licher Beispiele belegt.
5 Eine Adaption der gleichnamigen Novelle von H.G.Wells
6 Nicht zuletzt waren es ja durch das Naziregime aus Europa vertriebene ExilantInnen (Fritz 

Lang, Billy Wilder, Fred Zinnemann oder Otto Preminger), die die Hollywoodindustrie 
 bereichert haben.

7 Wenn ein Film über einen anderen Kulturkreis es dann doch schafft, am amerikanischen 
Markt ein Blockbuster zu werden (wie Slumdog Millionare zu Beginn des Jahres 2009),  
dann ist es wiederum eine Hollywoodproduktion, die eben das andere Land, in diesem Fall 
Indien, zu seiner Kulisse macht.

Die politische Ökonomie des Desasters 
Wer gewinnt wer verliert bei Naturkatastrophen ?
Elisabeth Springler

1. Einleitung

In den U. S.A. wurden in den letzten Jahren die ökonomischen Ansätze zur Ver-
meidung und Linderung von Desastern vertieft. Diese Tatsache ist angesichts der 
jährlichen ökonomisch quantifizierten Schäden aus Naturkatastrophen nicht ver-
wunderlich. Obwohl vor allem weniger entwickelte und emerging markets unter den 
Effekten von Naturkatastrophen leiden, ist es das Jahre 2005, das durch die Hurrikans 
Katrina, Rita und Wilma die höchsten ökonomisch quantifizierten Zerstörungen 
nach sich gezogen hat. Damit hatte die U. S.A. die höchsten je quantifizierten Schäden 
zu überwinden. Von den insgesamt zirka 225 Milliarden U. S. Dollar Schaden, die in 
diesem Jahr gemeldet wurden, verursachten alleine die drei genannten Hurrikans 
einen Schaden von 170 Milliarden U. S. Dollar (UNISDR 2008).

Diese Ansätze der Desasterökonomie fußen auf standardökonomischen Annah-
men, deren Empfehlungen zur Überwindung von Naturkatastrophen marktliche 
Lösungsmodelle und Risikoabsicherungen anstreben. Auf diese Weise werden nicht 
nur sozioökonomische Effekte völlig ausgeklammert, sondern auch staatliche Versor-
gungsmodelle auf ein Minimum reduziert. Die Hegemonie des Marktes, gekoppelt 
mit wirtschaftspolitischen Massnahmen, die dem neoliberalen Paradigma folgen, ste-
hen im Zentrum der Analyse. Diese Vorgangsweise der Desasterökonomie bedeutet 
auch, dass die Verantwortlichkeit des Einzelnen ausgeweitet wird. Folgt man einer 
alternativen Betrachtungsweise, die hier als politische Ökonomie des Desasters ver-
standen wird, werden die Defizite der standardökonomischen Ansätze deutlich. Der 
Begriff der politischen Ökonomie umfaßt dabei eine ökonomische Betrachtungswei-
se unter Einbeziehung sozioökonomischer und verteilungspolitischer Effekte.

In diesem Betrag werden zunächst die standardökonomischen Kausalzusammen-
hänge und prognostizierten Effekten der Desasterökonomie reflektiert und in der Fol-
ge die Unzulänglichkeiten aus einem Ansatz der politischen Ökonomie des Desasters 
kritisiert. Als Beispiel dafür werden die Folgen von Hurrikan Katrina in New Orleans 
herangezogen, wobei die Effekte für den Wohnungsmarkt im Zentrum stehen sollen. 
Während der Wiederaufbau boomt und private Bauunternehmen Gewinne erzielen, 
hat die Zerstörung des Wohnungsbestandes vor allem WohnungseigentümerInnen 
unterer Einkommensklassen und MieterInnen stark negativ beeinflusst. Die Woh-
nungspolitik der Stadt hat dazu beigetragen, den Bestand an leistbaren Wohnungen 
zu verringern.

Nach den ökonomischen Ansätzen der Desasterökonomie können alle Akteure 
von Naturkatastrophen auf die mittlere Frist profitieren, in der Realität ist das kei-
neswegs der Fall ! Unter einer alternativen Betrachtungsweise muss man sich fragen : 
Wer gewinnt, wer verliert bei Naturkatastrophen ?
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2. Desasterökonomie : Chancen aus Naturkatastrophen ?

1969 wurde von Douglas Dacy und Howard Kunreuther mit The Economics of Natu-
ral Disasters das Basiswerk für eine Desasterforschung und -vermeidung geschaffen, 
nachdem bereits in den 1950 er und 1960 er Jahren ein kontinuierliches Ansteigen 
der ökonomischen Schäden durch Naturkatastrophen beobachtet werden konnte, 
das nicht auf eine Verbesserung der Aufzeichnungen von Naturkatastrophen zu-
rückgeführt werden konnte. Es wurde hingegen die Schlußfolgerung gezogen, dass 
mit steigender Entwicklung einer Ökonomie die Anzahl der akkumulierten realen 
Vermögenswerte, die im Fall einer Naturkatastrophe in die Berechnung des ökono-
mischen Schadens eingehen, steigt. Die Forderungen zur Überwindung eines loka-
len Desasters (das heißt, ein Desaster, dass nicht das gesamte Nationalgebiet eines 
Staates umfaßt, sondern nur einen Teilstaat oder Provinz) lassen sich nach dieser 
standardökonomischen Analyse in drei Hauptgruppen nach zeitlichem Horizont und 
involvierten Akteuren gliedern :

Laut Dacy/Kunreuther (1969 : 70) sind die kurzfristigen Schäden, das heißt, die 
unmittelbaren Schäden aus der Zerstörung des Kapitalstocks leicht und ohne Preis-
druck zu überwinden. Die Verknappung an Lebensmitteln und die Reduktion des 
Wohnungsbestandes werden ohne Miet- und Preissteigerungen überwunden, sofern 
die BürgerInnen keine Lebensmittel horten, kurzfristig etwa bei Verwandten unter-
kommen und damit keine zusätzliche Nachfrage am Wohnungsmarkt generieren.

Eine ähnlich sozioökonomisch kurzsichtige Analyse wird auf die lange Frist ange-
nommen. Die Forderung nach einem Wiederaufbauprozess entsprechend der Grenz-
produktivität des Kapitalstocks wird mit der Forderung nach Implementierung der 
neuesten Technologie zum Wiederaufbau verbunden. Der Einsatz innovativer Pro-
duktionstechniken schafft nicht nur einen schnelleren Wiederaufbau, sondern er-
möglicht auch eine generelle Steigerung des Innovationspotentials der Krisenregion 
(Dacy/Kunreuther 1969 : 77f).

Als dritter wichtiger Bereich wird die Stellung des öffentlichen Sektors bei der Un-
terstützung des Wiederaufbaus thematisiert. Massnahmen sollen von öffentlicher 
Seite unmittelbar ergriffen werden. Gleichzeitig sollen Gelder für den privaten Sektor 
bereitgestellt werden. Dadurch, dass eine zeitliche Verzögerung bei der Einreichung 
von Wiederaufbauplänen von privaten Unternehmen angenommen wird, kann sich 
keine Konkurrenzsituation zwischen privaten und öffentlichen Massnahmen zum 
Wiederaufbau ergeben. Nachdem die öffentlichen Stellen sozusagen die wesentlichen 
Infrastrukturleistungen erbracht haben, übernehmen die privaten Unternehmen mit 
ihren individuellen Plänen. Eine dauernde staatliche Teilübernahme des Risikos ist 
somit nicht vorgesehen. Das Risiko verbleibt in der Sphäre des einzelnen privaten 
ökonomischen Akteurs.

Soweit die einfache rational und standardökonomisch determinierte Theorie, die 
in den 1960 er Jahren als Basis für die weitere Entwicklung der Krisenvermeidung 
und -überwindung konzipiert wurde. Auf die kurze Frist ergeben sich aufgrund 
des rationalen Verhaltens der AkteurInnen keinerlei ökonomische Probleme1. Die 
Unzulänglichkeit des Ansatzes wird hier bereits deutlich. Es wird kein Horten von 
Lebensmitteln oder Mietensteigerungen angenommen ; daher konzentriert sich die 
nachfolgende standardökonomische Forschung einerseits auf das Überwinden von 
langfristigen Problemen und den Wiederaufbau des Kapitalstocks und andererseits 

auf die Absicherung von Naturkatastrophen, sowie das Krisenmanagement. Letztere 
beziehen sich vor allem auf die versicherungstechnische Auseinandersetzung mit 
Naturkatastrophen. Der Unsicherheit des Eintreffens einer Naturkatastrophe wird 
mit der versichtungsmathematischen Berechnung von Risiko begegnet2.

Zu den angenommenen Kausalitäten auf die lange Frist : Während Dacy/Kun-
reuther (1969) in ihrer Argumentation noch die Überwindung des Desasters und 
langfristigen3 Wiederaufbau des Kapitalstocks in den Mittelpunkt gestellt haben, 
gehen nachfolgende empirische Studien einen Schritt weiter und analysieren den 
Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und Naturkatastrophen. Empirische 
Studien, siehe unter anderem Skidmore/Toya (2002), Crespo Cuaresma et al. (2008), 
kommen, dem Argument folgend, dass nach einer Naturkatastrophe wenig effiziente 
Produktionstechnologie durch neuere Technologien ersetzt werden, zu dem Schluss, 
dass eine Naturkatastrophe zur einer längerfristigen wirtschaftlichen Steigerung 
der jeweiligen Region beiträgt. Das Desaster einer Naturkatastrophe soll demnach, 
gleichsam dem Schumperterianischen Ansatz der »schöpferischen Zerstörung« die 
Region von unrentablen Produktionstechniken befreien und die Chance zu einer 
Verbesserung geben. Auch John Stuart Mill wird oft (siehe unter anderem Hirshlei-
fer 1991 und Boettke 2007) als Ausgangspunkt für die Desasterökonomie gewählt. 
Schliesslich beschreibt Mill die rasche Überwindbarkeit von Katastrophen :

This perpetual consumption and reproduction of capital affords the explanation of 
what has so often excited wonder, the great rapidity with which countries recover 
from a state of devastation ; the disappearance, in a short time, of all traces of the 
mischief done by earthquakes, floods, hurricans, and the ravages of war.  
(Mill 1848 Ausgabe 2001, S. 70, Par. 7)

Aktuelle Studien unterscheiden bei den Effekten und der Dauer des Wiederaufbaus 
zwar entweder nach Form der Naturkatastrophe, so weisen klimatische Desaster laut 
den empirischen Studien von Skidmore/Toya (2002 : 682) einen höheren positiven 
Effekt zum langfristigen Wirtschaftswachstum auf als geologische Desaster, oder nach 
dem Entwicklungsstand des Landes. Crespo Cuaresma et al. (2008) kommen zu dem 
Ergebnis, dass entwickelte Staaten und Regionen am Meisten von einem Technolo-
gieschub nach einer Naturkatastrophe profitieren können.

Wendet man die Überlegungen der Desasterökonomie auf die einzelnen Akteure 
einer Volkswirtschaft an, so scheinen, sofern sie rational handeln und Absicherungen 
im Sinn von Versicherungen abschließen, alle Akteure, Haushalte und Unternehmen 
von Naturkatastrophen auf die lange Sicht profitieren zu können. Ihnen steht der 
Ersatz des ökonomischen Verlustes und die Möglichkeit von Investitionen in Inno-
vationen und Verbesserungen bei überholter Infrastruktur zur Verfügung.

3. Desasterökonomie : Makroökonomische Effekte aus New Orleans

Diese optimistische Betrachtung der Theorie steht in krassem Gegensatz zu den tat-
sächlichen Entwicklungen in New Orleans nach Hurrikan Katrina.

Bei Betrachtung der makroökonomischen Faktoren läßt sich keine dynamische 
Entwicklung der Region beobachten. Die makroökonomischen Daten für New Or-
leans und Louisiana zeigen zwar einen geringeren wirtschaftlichen Einbruch in den 
letzten Monaten im Vergleich zu den gesamten U. S.A., doch diese Entwicklung kann 
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aber gleich findet : die Vielzahl an einkommensschwachen Haushalten. Auch wenn 
das Median-Haushaltseinkommen in New Orleans mit einer jährlichen Wachstums-
rate zwischen 10,4 % und 11, 9 % im Vergleich zu den Daten für Louisiana und den 
gesamten U. S.A. überproportional angestiegen ist, so liegt es dennoch nach wie vor 
sowohl weit unter den Referenzwerten für den Bundesstaat als auch unter jenen ge-
messen am Durchschnitt der U. S.A. Im Jahr 2007 lag das Medianeinkommen in New 
Orleans demnach bei zirka 75 % des durchschnittlichen Medianeinkommens der 
U. S.A. und etwas über 91 % von jenen des Staates Louisiana. Ein Bereich, der Haus-
halte im Fall von Naturkatastrophen vor besonders hohe finanzielle Hürden stellt, ist 
der Wohnungsmarkt. Auch hier zeigt sich, dass im Fall von New Orleans besonders 
die unteren Einkommensschichten weitere Benachteiligungen erfahren haben.

4. Die politische Ökonomie des Desasters :  
Wiederaufbau – der Wohnungsmarktes in New Orleans

In New Orleans wurden durch Hurrikan Katrina 71 % des Wohnungsbestandes in un-
terschiedlichem Mass beschädigt, wobei die Hälfte der beschädigten Einheiten Miet-
wohnungen darstellten – insgesamt zirka 67.700 Mieteinheiten (Richardson 2007 : 
Table 2). Weder das Verhältnis zwischen Eigentumseinheiten und Mieteinheiten noch 
das Mass der Zerstörung ist über die Stadt gleichverteilt. In den Bezirken French 
Quarter und Garden District wurden 30,2 % beziehungsweise zirka 50 % des Woh-
nungsbestandes beschädigt, gefolgt von Uptown mit zirka 60 % (Richardson 2007 : 
Table 3). Die Schäden an den Gebäuden in diesen Bezirken waren vergleichsweise 
gering und die Renovierung ist fast abgeschlossen. Diese Bezirke weisen einen hohen 
Anteil an Mietwohnungen auf, allerdings sind diese zumeist als Einzelwohnhäuser 
oder Wohnungkomplexe mit unter 10 Einheiten zu verstehen. Im Gegensatz dazu, 
waren besonders in jenen Gebieten, die eine so gut wie vollständige Beschädigung 
oder besser gesagt Zerstörung aufweisen, wie New Orleans East (mit einem Grad der 
Beschädigung von zirka 98 %) durch eine Vielzahl an Einheiten in Wohnkomplexen 
über 10 Einheiten zu finden. Im so gut wie vollständig verstörten Lower 9th Ward 
waren am Mietwohnungssektor vor allem kleine Wohneinheiten zu finden. Der Wie-
deraufbau in diesen schwer zerstörten Bezirken gestaltet sich langsam und wird, wie 
im Lower 9th Ward, zu einem Grossteil von privaten Initiativen und Spenden getra-
gen (siehe www.makeitrightnola.org).

WohnungseigentümerInnen steht unter dem The Road Home Programm (Louisi-
ana Office of Community Development, Louisiana Recovery Authority 2006) staat-
liche Unterstützung zur Sanierung ihrer Wohneinheit zu. Dabei können im Idealfall 
bis zu 150.000 U. S. Dollar zum Wiederaufbau beantragt werden. Bis zu 60 % des 
jeweils zustehenden Wertes werden im Fall eines Umzugs ausbezahlt. Zahlreiche 
WohnungseigentümerInnen – insgesamt sind 185.106 Anträge für dieses Programm 
eingegangen (The Brooking Institution Metropolitan Policy Program & Greater New 
Orleans Community Data Center 2009 : Table 20) – haben von dieser Möglichkeit 
bisher Gebrauch gemacht. Dabei zeigt sich, dass für New Orleans der Anteil jener 
EigentümerInnen, welche die Option eines Verkaufs mit Umzug wählen, angestie-
gen ist. Machten diese zu Beginn noch zirka 1 % aus, so stiegen sie auf zirka 10 % der 
Anträge an. Das bedeutet aber auch, dass die demographischen Veränderungen, die 
durch den Hurrikan Katrina ausgelöst wurden, noch nicht abgeschlossen sind.

nicht mit einem Prozess der »schöpferischen Zerstörung« erklärt werden. So zeigt 
der Vergleich der Arbeitslosenraten zwischen den U. S.A. und New Orleans, dass 
diese nach einem kurzfristigen rasanten Anstieg in der Stadt nach Katrina in den 
folgenden Jahren zwar geringfügig, aber kontinuierlich, unter den Werten für die 
gesamten U. S.A. lagen. Während die derzeitige Krise in anderen Staaten bereits zu 
einem Ansteigen der Arbeitslosenraten geführt hat, so sind die Werte sowohl für 
den Staat Louisiana als auch für New Orleans mit 5,2 % beziehungsweise 5,3 % unter 
jenen der gesamten U. S.A. mit 6,2 % (The Brooking Institution Metropolitan Policy 
Program & Greater New Orleans Community Data Center 2009). Dabei darf aber 
nicht vergessen werden, dass sich in diesem Zeitraum die Bevölkerung in New Or-
leans stark verringert hat. Wurde für die Region von New Orleans vor Katrina noch 
eine Bevölkerung von 1,3 Millionen ausgewiesen, so sank diese auf zirka 700.000 ab 
(University of New Orleans 2009 : 8) und hält derzeit bei zirka 88 % des Standes vor 
der Naturkatastrophe. Unter den Voraussetzungen dieses massiven Bevölkerungs-
schwundes ist es nicht verwunderlich, dass sich die Arbeitslosenraten nach einigen 
Quartalen nach Katrina wieder erholt haben und im Vergleich dazu die Anzahl der 
offenen Stellen – mit 9,8 % im 2. Quartal 2006  4 und 7,3 % im 2. Quartal 2007 (siehe 
The Brooking Institution Metropolitan Policy Program & Greater New Orleans Com-
munity Data Center 2009) stark angestiegen ist. Mit dem 2. Quartal 2008 ist die Rate 
der offenen Stellen mit 4,4 % wiederum ungefähr auf das Pre-Katrina Niveau gefallen, 
bei einem moderaten Anstieg der Bevölkerung und einem schwachen Ansteigen der 
Arbeitslosigkeit.

Die Entwicklung der letzten Jahre ist somit als Aufbau- und Wiederbelebungs-
prozess zu bewerten (indem Unternehmen versuchen, ihren alten Standort in New 
Orleans wieder zu eröffnen), dessen makroökonomische Indikatoren nicht die Dy-
namik aufweisen, die man nach der Argumentation der oben beschrieben Desaster-
ökonomie erwarten würde. Ob der Zuzug der Bevölkerung in die New Orleans Me-
tropolitan Area auf eine weitere positive gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den 
nächsten Jahren schließen lässt ist fraglich, wenn man die Zusammensetzung der 
Bevölkerung betrachtet. Laut den Daten im letzten Metropolitan Report der Univer-
sity of New Orleans (2009 : 9) sind in den letzten Jahren vor allem die Altersgruppen 
von 45 bis 64 Jahren stark angestiegen, während die Anzahl an jungen Familien und 
Kinder bis 14 Jahre abgesunken ist ; wodurch das ökonomische Potential in der Zu-
kunft geschwächt wird.

Darüber hinaus hat die Bevölkerung in New Orleans durch Katrina auch einen 
ökonomischen und ethnischen Wandel erlebt. Studien zeigen (Frey/Singer/Park 
2007 ; Gabe et al. 2005), dass der Afro-Amerikanische Bevölkerungsanteil der Stadt, 
sowie ärmere Einkommensschichten überproportional von Hurrikan Katrina betrof-
fen waren. Der Anteil der Afro-Amerikanischen Bevölkerung sank von 67 % in der 
Stadt New Orleans im Jahr 2005 auf 58 % im Jahr 2006 ab. Der Anteil der Haushalte, 
der von Armut5 betroffen ist, ist von 2005 auf 2007 von 25,5 % auf 21,8 % abgesunken. 
Trotz dieser Reduktion ist der Anteil der von Armut betroffenen Haushalte dennoch 
bei weitem höher als im Vergleich zu den U. S.A. Gesamtdaten oder auch dem Staat 
Louisiana. Diese wiesen von 2005 auf 2007 eine Reduktion um 0,3 Prozentpunkte auf 
13 % beziehungsweise ein Absinken von 22,2 % auf 18,8 % auf.

Fragt man nun abermals, wer denn die Gewinner und der Verlierer von Katrina 
sind, so stellt man fest, dass man bei den Gewinnern lange suchen muss, die Verlierer 
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Während MieterInnen in höheren Einkommensklassen, die in Bezirken wie French 
Quarter, Uptown und Garden District Einzelheime mieten, in einen fast vollständig 
renovierten Mietwohnungsbestand bei stark angestiegenen Mieten zurückkehren 
können, ist der Bestand an Wohnungen im öffentlichen Wohnungsbau drastisch 
zurückgegangen. Standen vor Katrina rund 7.000 Einheiten zur Verfügung sind es 
nun noch etwas über 2.000 Einheiten (The Brooking Institution Metropolitan Policy 
Program & Greater New Orleans Community Data Center 2009 : Table 16). Um den 
Mangel an öffentlichen Wohneinheiten zu verringern, werden im Rahmen des so-
genannten Piggyback Program (Louisiana Office of Community Development, Lou-
isiana Recovery Authority 2006) verschiedene Massnahmen zur Unterstützung des 
Wohnungsbaus getroffen. Im Zentrum stehen sogenannte mixed income Wohnkom-
plexe, die die Zerstörung des öffentlichen Wohnungsbestandes zum Anlass nehmen, 
eine stärkere Durchmischung der Einkommensschichten in einem Wohnungskom-
plex zu fördern. Ein Teil der Einheiten soll zum Marktpreis vermietet werden - bis zu 
60 %  - der Rest gestaffelt nach Einkommensklassen zu einem »leistbaren« Mietsatz. 
Obwohl diese Änderung in der Wohnungspolitik zur Minderung der Gettoisierung 
wünschenswert erscheint, wird jedoch deutlich, dass sie derzeit noch durch mehre-
re Unzulänglichkeiten geprägt ist. Zum einen wird durch diese Vorgangsweise der 
starke Mangel an leistbarem Wohnen nicht ausreichend verringert. Der angestrebte 
Wohnungsbestand für untere Einkommensschichten in mixed income housing deckt 
nicht den Bedarf (Springler 2009b). Zum anderen finden keine Massnahmen zur 
Verringerung der Vorurteile gegenüber einkommensschwachen MieterInnen statt ; 
diese mangelnde soziale Integration führt zu zunehmendem Widerstand gegen ge-
plante mixed income Projekte (Elie 2009). 

Zusätzlich stehen unteren Einkommensklassen im Rahmen des Disaster Housing 
Assistance Progam 6 Mietzuschüsse zur Verfügung. Dieses Programm wäre mit März 
2009 abgelaufen, wird jedoch unter dem Namen Housing Choice Voucher für einen 
Grossteil der BezieherInnen weitergeführt, nachdem der Bedarf weiterhin groß ist 
und keine ausreichenden öffentlichen Wohnungsbestände zur Verfügung stehen.

Wer gewinnt nach der Betrachtung der politischen Ökonomie des Desasters ?
Haushalte, egal welcher Einkommensgruppe, gehören nicht zu den Gewinnern. 
Versicherte WohnungseigentümerInnen finden am ehesten einen adäquaten Ersatz 
für ihren ökonomischen Verlust. Viele MieterInnen sehen sich hingegen steigenden 
Mieten gegenüber und haben im Fall von unteren Einkommensklassen das Problem 
eines mangelnden Wohnungsbestandes. Die treibende Kraft am Aufholprozess der 
letzten Jahre war die private Bauwirtschaft. Somit wären diese Unternehmen als Ge-
winner von Hurrikan Katrina, zu nennen. Die Investitionen am Bausektor haben 
zwischen dem 4. Quartal 2007 und dem 4. Quartal 2008 zwischen zirka 576 Milli-
onen U. S. Dollar und 433 Millionen U. S. Dollar ausgemacht. In den letzten beiden 
Quartalen 2008 sind die Volumina besonders im Bereich Wohnungsbaus eingebro-
chen (New Orleans University 2009 : Table 5). Im Bereich des Wiederaufbaus von 
Industrieanlagen ist dieser Rückgang noch nicht zu beobachten. Insgesamt bedeutet 
das, dass den enormen negativen sozioökonomischen Effekten, die im Rahmen der 
standardökonomischen Betrachtung der Auswirkungen von Desastern vollkommen 
ausgeklammert werden, kaum nennenswerte positive ökonomische Wachstumsef-
fekte gegenüber stehen. Nicht nur, dass die standardökonomische Betrachtung eine 

eingeschränkte ist, auch die prognostizierten positiven Effekte können nicht gefun-
den werden.

5. Zusammenfassung und Ausblick

Die Desasterökonomie nach standardökonomischen Prinzipien stellt keine adäquate 
Lösung zur Überwindung von Naturkatastrophen dar. Wie gezeigt, wird von einem 
Selbstheilungsprozess der Wirtschaft ausgegangen, der auch noch zu einer steigenden 
Entwicklung in der Zukunft führen soll. Die empirische Betrachtung von New Or-
leans zeigt, dass eine solche auch in dem von der Desasterökonomie beschriebenen 
Idealfall einer Region in einem stark entwickelten Industriestaat nicht gegeben ist. 
Die Desasterökonomie propagiert marktliche Absicherungen und einen mit Aus-
nahmen von wesentlichen Infrastruktureinrichtungen getragenen privaten Wieder-
aufbauprozess. Im Fall von New Orleans zeigt sich, dass eine solche Vorgangsweise 
nicht zielführend ist. Dabei wurde nicht auf das staatliche Versagen von Hilfslei-
stungen unmittelbar nach dem Hurrikan Bezug genommen – welches zwar massiv 
war, aber nicht Teil der unmittelbaren Analyse der Desasterökonomie sein kann und 
eine detaillierte Darstellung der Funktionsweise von Massnahmen des risk manage-
ment nach sich ziehen würde – sondern auf die Massnahmen zum Wiederaufbau 
des Wohnungsmarktes. Die sozioökonomischen Effekte von Naturkatastrophen sind 
nicht zu übersehen und haben, wie das Beispiel Katrina zeigt zu einer nachhaltigen 
ökonomischen und ethnischen Veränderung der Bevölkerungszusammensetzung 
geführt. Diese Effekte werden durch die derzeitige, der Desasterökonomie folgenden 
Wirtschaftspolitik unterstützt.

Wendet man demgegenüber einen Ansatz der politischen Ökonomie an, der die 
sozioökonomischen Effekte von Naturkatastrophen verdeutlicht, wird die Notwen-
digkeit einer geänderten Wirtschaftspolitik evident. Es muß ein Umdenken im Be-
reich des sozialen Wohnungsbaus erfolgen. Der geplante Schwenk von einer reinen 
öffentlichen Wohnungsversorgung für untere Einkommensschichten hin zu einer 
mixed income Versorgung, ist zwar vor dem Hintergrund sozialer Durchmischung 
zu begrüßen, doch kommt es zu keinerlei Veränderung der Rahmenbedingungen, 
wie der Stigmatisierung von MieterInnen unterer Einkommensklassen. Es werden 
keinerlei Anreize für höhere Einkommensschichten geboten, Mieten zu Marktpreise 
in diesen neu zu errichtenden Einheiten zu belegen. Weiters fehlen angebotsseitige 
institutionelle Rahmenbedingungen, wie sie etwa in Österreich durch die Gemein-
nützigen Baugesellschaften gegeben sind. Im Verlauf der Planungen ist daher zu beo-
bachten, dass der Anteil der sozial geförderten Wohneinheiten in den Planungsstufen 
zurückgeht und der Anteil der Einheiten zu Marktmieten demgegenüber steigt. Diese 
Effekte sind einerseits auf die Gewinnbestrebungen der Bauunternehmen zurückzu-
führen, andererseits aber auch als Resultat der wachsenden Opposition der Anrainer 
gegen die geplanten mixed income Wohnkomplexe. Das Resultat ist ein weiteres Ab-
sinken des Wohnbestandes für untere Einkommensschichten.

Angesichts dieser Entwicklungen wird einmal mehr die Bedeutung einer sozi-
alen Wohnungspolitik im Rahmen einer sozialen Integration unterer Einkommens-
schichten deutlich. Während Österreich und im speziellen Wien in der Vergangenheit 
durch Prinzipien der sozialen Integration eine Sonderstellung in der Wohnungspoli-
tik eingenommen hat und in den letzten Jahrzehnten durch den Rückgang des öffent-
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lichen Wohnungsbestandes eine zunehmende Vermarktlichung erlebt hat, werden 
die negativen Effekte dieser mißverstandenen sozialen Wohnungspolitik im Rahmen 
der eng berechneten Fürsorgemodelle in amerikanischen Großstädten deutlich. Wu-
kovitsch (2009) hat die Effekte dieser wohnungspolitischen Kehrtwendung in Wien 
und Berlin in der letzen Ausgabe des Kurswechsel (1/2009) verdeutlicht. Neoliberale 
Wirtschaftspolitik, die sich im Rahmen einer Vermarktlichung von Wohnungspoli-
tik niederschlägt, führt zu einer weiteren Ausgrenzung und Gettoisierung unterer 
Einkommensschichten. Der mangelnde Wohnungsbestand nach Naturkatastrophen 
potenziert die negativen Effekte von sozialer Ausgrenzung und Verarmung. Mass-
nahmen der sozialen Integration, wie mixed income housing können hier keinerlei 
Kehrtwende bewirken, wenn sie nicht durch institutionelle Rahmenbedingungen 
und durch weitere soziale Massnahmen, die zu einer Entstigmatisierung führen, be-
gleitet werden. Dies erfordert jedoch eine grundlegende Abkehr von den neolibe-
ralen Prinzipien der Wirtschaftspolitik. Ob derartige Massnahmen in den U. S.A. in 
der Zukunft umgesetzt werden, bleibt abzuwarten.
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Anmerkungen

1 Neue empirische Studien, siehe Noy (2009 : 229), weisen einen kurzfristigen Einbruch des 
Outputs in der Folge einer Naturkatastrophe auf, wobei sich bei weniger entwickelten oder 
kleineren Staaten stärkere negative Effekte zeigen. Der Zusammenhang zwischen Naturka-
tastrophen und längerfristiger Entwicklung wird von Noy (2009) nicht untersucht.

2 Diese Annahme wurde vielfach kritisiert (siehe in diesem Zusammenhang unter anderem 
Springler, 2009a).

3 Auf die kurze Frist unterstellen Dacy/Kunreuther (1969), wie auch Albala-Bertrand (1993), 
dass Krisenregionen durch den Influx von Geldern zum Wiederaufbau einen Anstieg des 
Wirtschaftswachstums im Vergleich zur Periode vor der Naturkatastrophe aufweisen.

4 Laut Federal Emergency Management Association war im Staat Louisiana über eine  Million 
Arbeitnehmer (oder über 75 % der gesamten Arbeitnehmer) durch den Hurrikan Katrina 
betroffen, wobei der Schaden an den Arbeitsstätten unterschiedlich ist  
(siehe Jarmin/Miranda 2009 : Table 1B).

5 Die hier verwendete Definition von Armut ergibt sich aus der Berechnung des U. S. Cen-
sus Bureau, die nach Alter, Anzahl der Kinder und allgemeiner Haushaltsgrösse jährlich 
eine Mindesteinkommensstufe berechnen. Liegt das Haushaltseinkommen unter dieser 
Schwelle wird der Haushalt statistisch als »arm« bezeichnet. Im Jahr 2007 lag die Schwelle 
beispielsweise bei 13.884 U. S. Dollar für einen 2 Personenhaushalt unter 65 Jahren ohne 
Kinder  (siehe U. S. Census Bureau fuer Daten www.census.gov). Die Schwelle wird jährlich 
dem Konsumentenpreisindex angepasst und wird nach den Angaben im Steuerausgleich 
 berechnet.

6 Siehe für genaueres Housing Authority of New Orleans, www.hano.org.


